
 1 

Das neue Zustellrecht im Verwaltungsverfahren 

Peter Sander 

I. Einleitung 
II. Zustellung von Erledigungen in Papierform 

A. Zustellung ohne Zustellnachweis 
B. Zustellung mit Zustellnachweis 
C. Zustellung zu eigenen Handen 

III. Auf dem Weg zur elektronischen Zustellung 
IV. Der neue § 18 AVG 
V. Die Novellierung des Zustellgesetzes 

A. Zustellung von Dokumenten und Begriffsbestimmungen 
B. Subsidiarität der postalischen Zustellung 
C. Zustellung an eine Abgabestelle 
D. Elektronische Zustellung 

1. Zustelldienste 
2. Die Anmeldung bei einem elektronischen Zustelldienst 
3. Elektronische Zustellung und Rechtsfolgen 
4. Zustellnachweis 
5. Elektronische Zustellung ohne Zustellnachweis 

VI. Offene Probleme und Lösungsvorschläge 
A. Unerreichbarkeit an einer elektronischen Zustelladresse 
B. Änderung der Zustelladresse 
C. Was ist ein geeignetes Datenendgerät? 
D. Der „elektronische Rückschein“ 

VII. Ausblick 
 
Deskriptoren: 
E-Government; Rückschein, elektronischer; Verwaltungsverfahren; Zustelldienst; Zustell-
recht; Zustellung,  elektronische.  
 
Rechtsquellen: 
§§ 18, 22 AVG; E-GovG; ZustG. 
 
 
I. Einleitung 

Der Gesetzgeber hat Anfang der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts das Bundesgesetz 

über die Zustellung behördlicher Schriftstücke - Zustellgesetz1 erlassen, mit dem vorrangigen 

Ziel, die bis zu diesem Zeitpunkt in Kraft befindlichen Zustellvorschriften von ZPO, StPO, 

AVG und BAO zu vereinfachen und zu vereinheitlichen, vor allem aber in einem Gesetz zu 

konzentrieren2. Während das ZustG ebenso wie seine Vorgängerbestimmungen in den einzel-

nen Verfahrensgesetzen im Effekt ganz auf ein Zustellmonopol der Post zugeschnitten war3, 

hat man Ende des vorigen Jahrhunderts – wohl auch bedingt durch das immer raschere An-

                                                                 
1 BGBl 1982/200. 
2 Vgl mwN zur Entwicklung des Zustellwesens und zum Zusammenhang der in ZPO, StPO, AVG und BAO 
enthaltenen Regelungen die Einleitung in: Walter/Mayer, Das österreichische Zustellrecht (1983) 1ff. 
3 Die Zustellung durch „Organe der Behörden oder ... durch Organe der Gemeinden“ hatte nur geringe praktische 
Bedeutung. 
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wachsen der Zahl der Internetzugänge in der Bevölkerung4 – begonnen, die kostengünstigere 

Technik elektronischer Datenübermittlung als Instrument der Zustellung behördlicher Schrift-

stücke vorzusehen und neben den traditionellen Übermittlungstechniken zum Einsatz zu brin-

gen. 

Mit der Wertgrenzennovelle 19895 wurde im Zivilprozessrecht die Möglichkeit elektronischer 

Eingaben wie auch elektronischer Rückübermittlung von Gleichschriften und Rubriken ge-

schaffen6. Seit 1990 wurden die Verwaltungsverfahrensvorschriften mehrmals novelliert, um 

die Möglichkeiten einer elektronischen Verfahrensführung und Zustellung zu schaffen bzw zu 

erweitern. Im Zusammenhang mit dem Projekt „FinanzOnline“7 wurden auch in der BAO 

neue Wege der Kommunikation zwischen Bürger und Finanzamt vorgesehen, die Anfang des 

letzten Jahres mit der Möglichkeit der Einbringung von Steuererklärungen online via Web-

formular, einer automationsunterstützten Bearbeitung und einem elektronischen Rückverkehr 

den vorläufigen Höhepunkt erreichten8. 

 

Mit dem Bundesgesetz über Regelungen zur Erleichterung des elektronischen Verkehrs mit 

öffentlichen Stellen (E-Government-Gesetz – E-GovG)9 verspricht der Gesetzgeber gemäß 

der e-Europe-Initiative der EU10 die Schaffung der Voraussetzungen, die modernen Kommu-

nikationstechniken im Verkehr zwischen Bürger und Behörden und auch zwischen den Be-

hörden in einem erweiterten Umfang und in verbesserter Qualität einsetzen zu können. Dies 

soll nicht zuletzt zur Steigerung der Effizienz der Verwaltung beitragen und Einsparungsmög-

lichkeiten voll ausschöpfbar machen11. Das Gesetz enthält Regelungen über die Bürgerkarte 

zwecks Identitätsnachweises bzw Signaturmöglichkeit im (elektronischen) Verfahren sowie 

die Einrichtung eines Standarddokumentenregisters12. Darüber hinaus werden einzelne Be-

stimmungen des AVG angepasst und das ZustG im Hinblick auf die Scha ffung eines tech-

nisch sicheren Verfahrens der elektronischen Zustellung novelliert. 

 

                                                                 
4 Derzeit nutzen laut Austrian Internet Monitor 53 % der Österreicher das Internet; Quelle: Fessel−GfK/Integral, 
www.gfk.at. 
5 BGBl 1989/343. 
6 Vgl V über den Elektronischen Rechtsverkehr und Änderung der Abbuchungs- und EinziehungsV BGBl 
1995/559. 
7 Vgl mwN Rudolf Weninger, FINANZOnline im Echtbetrieb, ÖStZ 1998, 162; ders, FINANZOnline in der zweiten 
Ausbaustufe – Elektronische Anbringen und Erledigungen rücken näher, ÖStZ 2000, 699; ders, FINANZOnline im 
Internet – Die Neuerungen im Überblick, SWK 2003, T 11. 
8 Siehe auch www.bmf.gv.at/egov. 
9 BGBl I 2004/10. 
10 http://europa.eu.int/information_society/eeurope. 
11 ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 1. 
12 Vgl dazu auch den Abschnitt über das Standarddokumentenregister in Ronald Sallmann, Aktuelle E-
Government-Entwicklung in Österreich, GdZ 12/2003, 37. 



 3 

Zunächst ist festzuhalten, dass die „herkömmliche“ Zustellung von behördlichen Schriftstü-

cken auf postalischem Weg auch weiterhin zulässig ist; daher bietet auch der vorliegende Be i-

trag einen kurzen Überblick über die Zustellung in Papierform, auf der die weiteren Betrach-

tungen aufbauen. Wenn der potentielle Empfänger behördlicher Dokumente jedoch die Zu-

stellung derselben auf elektronischem Weg zu erhalten wünscht, so bietet das ZustG in Zu-

kunft auch diese Möglichkeit. Hat der potentielle Empfänger beispielsweise eine E-Mail-

Adresse einem Zustelldienst13 bekanntgegeben, so ist der elektronischen Zustellung der Vor-

zug zu geben, sofern die behördliche Erledigung aus einem elektronischen Aktensystem er-

folgt (Subsidiarität der postalischen Zustellung14). Im Gegensatz zu den schon bisher im 

ZustG vorgesehenen elektronischen Zustellmöglichkeiten baut die nun vorliegende Novelle – 

eingebettet in das Gesamtkonzept des E-GovG – auf dem Konzept der Bürgerkarte auf, wel-

che die eindeutige Identifikation des Empfängers erlaubt und − wie gezeigt werden wird −   

die Eigenhandzustellung elektronisch nachbildet.  

 

Obgleich die Bürgerkarte noch nicht existiert15, sollen die wesentlichen Änderungen und Er-

gänzungen des ZustG durch das E-GovG dargestellt und noch offene Probleme erörtert wer-

den. 

 

II. Zustellung von Erledigungen in Papierform 

Um die nachfolgenden Betrachtungen über die elektronische Zustellung, die zu ziehenden 

Vergleiche zur Zustellung von auf Papier aufgebrachten Erledigungen und die dazu existie-

rende Judikatur nachvollziehbarer darstellen zu können, soll von einigen Überlegungen zur 

„herkömmlichen“ Zustellung der Ausgang genommen werden. 

 

Die Zustellung behördlicher schriftlicher Erledigungen erfolgt aufgrund einer Zustellverfü-

gung der Behörde, in der der Empfänger und der Ort, an dem die Sendung diesem Empfänger 

zugestellt werden soll (Abgabestelle), festgelegt sind (§§ 4, 5 und 13 ZustG16). Als Abgabe-

stellen kommen nach § 2 Z 5 die Wohnung oder sonstige Unterkunft, Betriebsstätte, Sitz, Ge-

schäftsraum, Kanzlei und Arbeitsplatz oder der Ort der Amtshandlung in Betracht, in deren 

Rahmen die Zustellung erfolgen soll. Diese Aufzählung legt keine Rangordnung der einze l-

                                                                 
13 Siehe dazu näher unten V.D.1. 
14 Siehe dazu unten V.B. 
15 Das E-GovG bietet ua eine gesetzliche Grundlage für eine solche Bürgerkarte, die im Anwendungsbereich des 
(Verwaltungs-)Verfahrensrechts die elektronische Signatur nach dem SigG ermöglichen soll. Auf die Bürgerkarte 
an sich soll aber im Rahmen dieses Beitrages nicht eingegangen werden. 
16 Paragraphen ohne Angaben beziehen sich auf das ZustG nach der Novellierung durch das E-GovG. Angaben 
mit dem Zusatz alte Fassung (aF) beziehen sich auf die bislang geltende Fassung des ZustG idF BGBl I 2002/65. 
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nen Abgabestellen fest, die Behörde kann vielmehr zwischen ihnen wählen17. Sofern keine 

Zustelladresse bekannt ist, kann dem Empfänger an jedem Ort im Inland zugestellt werden, an 

dem er angetroffen wird. Eine Zustellung kann zudem durch öffentliche Bekanntmachung 

gemäß § 25 erfo lgen (§ 4 Abs 4). Trotz Vorhandenseins einer Zustelladresse darf an jedem 

Ort zugestellt werden, an dem der Empfänger angetroffen wird, wenn er die Annahme der 

Sendung nicht verweigert oder ihm ein versandbereites oder im weitesten Sinne fernkopiertes 

Schriftstück unmittelbar bei der Behörde ausgefolgt wird (§ 4 Abs 5 und § 24). Ob mit oder 

ohne Zustellnachweis zugestellt werden soll, legt die Behörde in der Zustellverfügung fest. 

 

A. Zustellung ohne Zustellnachweis 

Bei der Zustellung ohne Zustellnachweis gelten vorderhand das Postgesetz und die Postord-

nung. Die Zustellung gilt als vollzogen, sobald das Dokument in den für die Abgabestelle be-

stimmten Briefkasten eingelegt oder an der Abgabestelle iSd § 2 Z 5 zurückgelassen wurde 

(§ 26 Abs 1). Die Zustellung gilt mit dem dritten Werktag nach der Übergabe des betreffen-

den Dokuments an den Zusteller als bewirkt18. Wenn jedoch der Empfänger oder dessen Ver-

treter wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kennt-

nis erlangen konnte, gilt die Zustellung als nicht bewirkt. In einem solchen Fall wird die Zu-

stellung mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam19. 

 

B. Zustellung mit Zustellnachweis 

Wenn nach § 22 AVG wichtige Gründe vorliegen, so hat die Behörde eine schriftliche Aus-

fertigung der zuzustellenden Erledigung mit Zustellnachweis 20 zuzustellen. Es muss zunächst 

versucht werden, die Ausfertigung dem Empfänger an der Abgabestelle zu übergeben (§ 13 

Abs 1), der bei der Übergabe einen Zustellnachweis zu unterfertigen hat (§ 22). Kann der 

Empfänger nicht angetroffen werden, so ist die Ausfertigung an einen Ersatzempfänger, deren 

potentieller Kreis ja schon in der Zustellverfügung der Behörde determiniert wird, zu überge-

ben. Ersatzempfänger kann nach Maßgabe von § 16 Abs 2 eine erwachsene Person sein, die 

entweder an derselben Abgabestelle wohnt oder Arbeitnehmer oder -geber des Empfängers 

ist. Ist auch das nicht möglich, so ist die Sendung nach § 17 zu hinterlegen und eine Benach-

richtigung zu hinterlassen. Bei nicht nur vorübergehender Abwesenheit von der Abgabestelle 

                                                                 
17 Walter/ Mayer (FN 2) 32; VwGH 9. 11. 1989, 87/06/0075. 
18 § 26 Abs 2 Satz 1. 
19 § 26 Abs 2 Satz 3. 
20 „RSb“. 
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gilt die Zustellung erst mit dem auf die Rückkehr folgenden Tag als bewirkt, dies jedoch ohne 

Rücksicht darauf, ob der Empfänger die Sendung tatsächlich erhält21. 

 

C. Zustellung zu eigenen Handen 

Nach Maßgabe des § 22 AVG hat die Behörde schriftliche Ausfertigungen bei Vorliegen be-

sonders wichtiger Gründe (zB Strafverfügungen nach § 47 VStG, Ladung unter Androhung 

von Zwangsmitteln nach § 19 AVG) zu eigenen Handen22 zuzustellen. Wird der Empfänger 

beim ersten Zustellversuch nicht angetroffen, so ist er gemäß § 21 Abs 2 schriftlich zu ersu-

chen, zu einer bestimmten Zeit zur Übernahme der Sendung an der Abgabestelle anwesend zu 

sein (2. Zustellversuch). Eine Ersatzzustellung wie bei der Zustellung mit Zustellnachweis ist 

nach § 21 Abs 1 nicht zulässig. Nach einem erfolglosen zweiten Zustellversuch ist das 

Schriftstück beim zuständigen Zustellpostamt zu hinterlegen, was unter Einhaltung der Vor-

schriften des § 17 (Verständigung, Bereithaltungsfristen) die Wirkung einer Zustellung hat 

(§ 23 Abs 4). 

 

III. Auf dem Weg zur elektronischen Zustellung 

 

Die AVG-Nov 199023 sah mit § 18 Abs 3 AVG mehrere Möglichkeiten der Zustellung vor, 

bei denen die physische Übergabe an den Empfänger entfällt: Schriftliche Erledigungen kön-

nen nicht nur zugestellt, sondern auch telegraphisch, fernschriftlich oder mittels Telefax ü-

bermittelt werden. Da es technisch bedingt keine Möglichkeit gab und gibt, beispielsweise bei 

einem Telefax eine Empfangsbestätigung zu erlangen, die auch darüber Auskunft gibt, dass 

der in der Zustellverfügung bezeichnete Empfänger das Schriftstück in der von der Behörde 

versendeten Form tatsächlich erhalten hat24, konnte sich diese Bestimmung nur auf die Zustel-

lung ohne Zustellnachweis beziehen25. 

 

Weiters war es auf Grund der zweiten Novellierung im Jahre 200226 nach § 18 Abs 3 AVG 

bis 28. 2. 2004 zulässig, ein Schriftstück im Wege automationsunterstützter Datenübertragung 

                                                                 
21 VwGH 24. 2. 1993, 92/03/0001. 
22 „RSa“. 
23 BGBl 1990/357. 
24 Dennoch stellt diese Form der Zustellung eine beträchtliche Beschleunigung so mancher Vorgänge dar, denkt 
man nur an die Möglichkeit, einen Bescheid zu beantragen und ihn nach erfolgter Bearbeitung direkt an dem Ort 
zu erhalten, an dem man mit diesem Bescheid eine Berechtigung nachweisen muss. Zu Problemen kommt es in 
diesem Zusammenhang immer nur dann, wenn ein Fax verstümmelt oder unvollständig einlangt. 
25 Connert/Schwamberger, Verfahrensrecht und Telekommunikation, EDVuR 1991, 185. 
26 AVG idF BGBl I 2002/117. 



 6 

zu übermitteln. Nach § 18 Abs 3 letzter Satz AVG vor 199827 war dies nur nach ausdrückli-

cher und schriftlicher Zustimmung des Empfängers zulässig, unterlag also einer doppelten 

Bedingung, wonach die Behörde bei Vorliegen der Voraussetzungen immer noch entscheiden 

konnte, ob sie eine Erledigung tatsächlich mittels automationsunterstützter Datenübertragung 

übermittelt. Seit der AVG-Nov 199828 können Erledigungen elektronisch zugestellt werden, 

sofern der korrespondierende Antrag auf eben diesem Weg eingebracht wurde und die Partei 

einer derartigen Übermittlungsart nicht ausdrücklich widersprochen hat. Auch diese Form der 

Zustellung ist nur für Zustellungen ohne Zustellnachweis denkbar. 

 

Den ersten Versuch, eine elektronische Zustellung nach Muster der Zustellung zu eigenen 

Handen zu ermöglichen, unternahm der Gesetzgeber mit dem VerwaltungsreformG 200129, 

durch das in das ZustG die §§ 17a und 26a aF eingefügt wurden. Während § 26a aF lediglich 

eine – meines Erachtens mit § 1 Abs 2 aF im Widerspruch stehende30 – Präzisierung hinsicht-

lich des Zeitpunkts einer elektronischen Zustellung ohne Zustellnachweis traf, fand sich in § 

17a aF der Versuch, den Nachweis des Erhalts einer elektronisch zugestellten Erledigung ge-

setzlich zu ermöglichen. Konkret war in § 17a aF schon die Errichtung eines Bereithaltungs-

servers31 vorgesehen, jedoch hat das ZustG in der bislang geltenden Fassung keine näheren 

Bestimmungen über die Identifikation der auf den Bereithaltungsserver Zugreifenden entha l-

ten und war daher – wie aus der Verwaltungspraxis verlautet – praktisch totes Recht, was sich 

auch in der fehlenden Judikatur zu diesen Bestimmungen widerspiegelt. 

 

IV. Der neue § 18 AVG 

Durch das E-GovG wurde auch § 18 AVG neu gefasst. Nunmehr hat sich die Behörde bei der 

Erledigung von Verfahren so viel wie möglich einfacherer, rascherer und kostensparender Er-

ledigungsformen zu bedienen (Abs 1). Die Wendung „...einfacherer, rascherer und kostenspa-

render...“ lässt zwar die Angabe eines (ausdrücklichen) Vergleichsmaßstabes vermissen, be-

zieht sich aber zumindest auf alle vor der Novellierung in Abs 3 aufgezählten Übermittlungs-

arten und auch auf den Einsatz elektronischer Aktenverwaltungssysteme32. Des Weiteren un-

terscheidet der Gesetzgeber nunmehr interne und externe Erledigungen, wobei die externe Er-

                                                                 
27 AVG idF BGBl 1991/51. 
28 BGBl I 1998/158. 
29 BGBl I 2002/65; vgl auch die unmittelbar zuvor erfolgten Änderungen durch BGBl I 2001/137. 
30 Vgl dazu im Detail Peter Sander, Aktuelle Rechtsfragen des eGovernment, Diss 2003; aM Rudolf Thienel, Die 
Verwaltungsverfahrensnovellen 2001 (2002) 214. 
31ErläutRV 772 BlgNR 20. GP, 4; das Gesetz sprach von einer „von der Behörde betriebenen technischen Einrich-
tung“, an der die zuzustellenden Dokumente elektronisch zur Abholung bereitgehalten werden. 
32 ErläutRV 252 BlgNR 20. GP, 13. 
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ledigung die Mitteilung der internen Erledigung nach außen darstellt (Abs 3). Bei der Wahl 

des Kommunikationsmittels für externe Erledigungen ist der Behörde umfassende Dispositi-

onsfreiheit eingeräumt worden, die sich lediglich von den Rechtsschutzinteressen der Parteien 

bzw von den zur Verfügung stehenden Informationen über Zustelladressen leiten lassen muss. 

 

V. Die Novellierung des ZustG 

Das ZustG, das nach der Novellierung durch das E-GovG den neuen Titel „Bundesgesetz über 

die Zustellung behördlicher Dokumente (Zustellgesetz – ZustG)“ erhielt33, ist nun nicht mehr 

in drei, sondern in vier Abschnitte gegliedert. 

 

A. Abschnitt I – Zustellung von Dokumenten und Begriffsbestimmungen 

Wie oben bereits erwähnt, spricht das ZustG nur mehr von der Zustellung von Dokumenten 

anstatt von Schriftstücken (§ 1), was meines Erachtens nach sinnvoll und konsequent ist, wird 

doch dadurch eine begriffliche Trennung von Inhalt und Form einer Erledigung vorgenom-

men. Ein Dokument ist nach der Begriffbestimmung des § 2 Z 2 eine Aufzeichnung, unab-

hängig von ihrer technischen Form, insbesondere eine behördliche schriftliche Erledigung. 

Diese Definition gilt auch für den Begriff der Sendung, der vor allem im nunmehrigen Ab-

schnitt über die postalische Zustellung verwendet wird34. 

 

§ 1 Abs 2 aF (sinngemäße Anwendung bei elektronischer Zustellung) wie auch § 2 aF (Zu-

stellung durch die  Post) der bislang geltenden Fassung des ZustG entfallen aufgrund der Neu-

strukturierung des Zustellvorganges. Nachdem nicht mehr vorrangig durch die Post bzw Or-

gane der Behörde oder der Gemeinden zugestellt werden soll, sondern erst dann, wenn eine 

elektronische Zustellung nicht möglich ist, musste diese Bestimmung konsequenterweise ent-

fallen.  

 

§ 2 enthält einige Begriffsbestimmungen35; nach dieser Regelung gibt es nun zwei Arten von 

Zustelladressen (§ 2 Z 4), nämlich eine räumlich definierte Adresse (Abgabestelle), die der 

                                                                 
33 Der Begriff Schriftstücke wurde gegen den übertragungstechnologieneutralen Begriff Dokumente getauscht; 
vgl ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 14. 
34 Vgl dazu auch § 3a des deutschen VwVfG, der die Übermittlung von „Dokumenten“ für zulässig erklärt. An-
ders als in Österreich findet sich in deutschen Gesetzen jedoch keine Legaldefinition eines elektronischen Doku-
ments, aus § 33 VwVfG ergibt sich jedoch, dass es sich um Informations- bzw Datenansammlung handelt, die 
nicht in Papierform fixiert ist. Vgl auch Stefan Storr, Elektronische Kommunikation in der öffentlichen Verwal-
tung, MMR 9/2002, 581. 
35 Zur Post-Geschäftsstelle nach Z 10 vgl auch § 3 Post-UniversaldienstV BGBl II 2002/110, wonach eine Post-
Geschäftsstelle nicht nur ein Postamt, sondern auch eine Postagentur – eine aufgrund eines Vertrages mit der 
Post geschaffene Einrichtung – ist. 
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Abgabestelle des § 4 aF entspricht (§ 2 Z 5), und eine elektronische Zustelladresse (§ 2 Z 6). 

In § 2 Z 9 werden als Zustelldienst die Post oder andere Universaldienstebetreiber nach § 5 

Abs 1 bis 3 PostG 1997 für die Zustellung an eine Abgabestelle definiert. Im Bereich der e-

lektronischen Zustellung sind behördliche Zustelldienste und durch Bescheid des Bundes-

kanzlers als elektronische Zustelldienste zugelassene Stellen angeführt. Soweit nicht die Be-

hörde selbst diese Funktion wahrnimmt und dies dem Bundeskanzler mitteilt, kann dieser jede 

„geeignete“36 öffentliche oder private Institution mit der Durchführung einer elektronischen 

Zustellung betrauen (§ 29 Abs 1). Die Materialien führen die Liberalisierung der Dienstleis-

tungen als Begründung für diese weite Bestimmung an37. 

 

§ 3 Abs 2 (= § 3 aF) regelt die funktionelle Stellung der mit der Zustellung betrauten Organe. 

Abs 1 ermächtigt die Behörde, mit der Zustellung die Post, einen anderen Zusteller oder eine 

andere Behörden bzw jene Gemeinde (als Zustellerin), in deren örtlichem Zuständigkeitsbe-

reich die Abgabestelle liegt, zu betrauen. Nach dem Wortlaut bezieht sich diese Bestimmung 

sowohl auf die postalische als auch – unter Erfüllung der in §§ 28 bis 30 genannten Voraus-

setzungen – auf die elektronische Zustellung. 

 

Das technische Verfahren der Zustellung wird durch die Zustelladresse bestimmt, die von der 

Behörde in der Zustellverfügung festgelegt wird (§ 4). Hierbei setzt der Gesetzgeber nun ein-

deutige Prioritäten in Hinblick auf die elektronische Zustellung (siehe unten V.B.). Die Zu-

stellverfügung hat nach § 5 Angaben über die Zustelladresse, den Empfänger sowie erforder-

lichenfalls die Anordnung der Zustellung mit Zustellnachweis beziehungsweise zu eigenen 

Handen zu enthalten, sowie Vermerke über eine besondere Vornahme der Zustellung in Pa-

pierform (Zustellung durch den Anstaltsleiter oder im Bereich des Bundesheeres Ausschluss 

von bestimmten Ersatzempfängern). Zur Feststellung der Zustelladresse kann die Behörde ei-

nen Zustelldienst in Anspruch nehmen (siehe dazu unten V.D.). Sofern sich die Art oder das 

technische Verfahren der Zustellung nicht schon aus der Zustelladresse ergibt, muss die Be-

hörde auch diesbezügliche Anordnungen in der Zustellverfügung treffen. 

 

Mit der Formulierung, dass die Identität des Empfängers möglichst eindeutig zu bezeichnen 

ist, soll nach den Erläuterungen eine klarere Rechtsgrundlage als bisher geschaffen werden, in 

manchen Fällen ist auch das Geburtsdatum als Identifikationsmerkmal des Empfängers in der 

                                                                 
36 Diese Geeignetheit ist nach § 3 Abs 1 anhand der Kriterien der Zweckmäßigkeit, Einfachheit und Raschheit zu 
messen. 
37 ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 14. 
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Adressierung anzuführen. Diese Klarstellung erfolgte, obgleich nach der ständigen und lang-

jährigen Rechtsprechung der Datenschutzkommission „auch die Verwendung des Geburtsda-

tums auf amtlichen Schriftstücken zur eindeutigen Identifikation des Adressaten gerechtfertigt 

ist, wenn aus der fehlerhaften Identifikation des Empfängers besondere Nachteile entstehen 

könnten, wie etwa dadurch, dass bei Zustellung des amtlichen Schriftstücks an die falsche 

Person, sensible Daten des eigentlichen Adressaten einem Dritten rechtswidrigerweise zur 

Kenntnis gelangen könnten“38. 

 

B. Subsidiarität der postalischen Zustellung 

Die Festlegung der Zustelladresse determiniert in der Regel die Art und das Verfahren der 

Zustellung. Bei der Bestimmung der Zustelladresse ist sowohl auf die Zwecke des Verfahrens 

und die konkreten Umstände als auch darauf Bedacht zu nehmen, dass bei der Zustellung von 

behördlichen Erledigungen aus einem elektronischen Aktensystem der elektronischen Zustel-

lung der Vorzug zu geben ist (§ 4 Abs 2). In der Fassung des Ministerialentwurfs39 war noch 

vorgesehen, dass in einem solchen Fall zwingend die elektronische Zustellung zu verfügen ist, 

wenn nicht im Einzelfall wichtige Gründe gegen die Wahl dieser Zustellform sprechen. 

 

Die Materialien gehen davon aus, dass die Behörde eine elektronische Zustellung anordnen 

muss, wenn der Empfänger einem Zustelldienst eine elektronische Zustelladresse bekanntge-

geben hat, dies auch deshalb, weil eine nachweisfähige Zustellung nunmehr auch bei einer e-

lektronischen Zustellung möglich ist (siehe dazu unten V.D.). Nur wenn keine elektronische 

Zustelladresse bekannt ist, ist davon auszugehen, dass die postalische Zustellung den Effi-

zienzkriterien der Verwaltungsverfahrensgesetze entspricht. Es kann aber auch trotz Vorlie-

gens einer elektronischen Zustelladresse eine postalische Zustellung im Vergleich effizienter 

als eine elektronische Zustellung sein, zB in einem Genehmigungsverfahren in Bau- oder 

Gewerbesachen, wo mitunter auch großformatige Pläne zuzustellen sind. 

 

Besteht keine elektronische Zustelladresse, so ist die Behörde in der Wahl der Zustelladresse 

– außer bei Erforderlichkeit eines Zustellnachweises – frei. Ausdrücklich ungeeignet für einen 

solchen Nachweis sind nach den Erläuterungen jedoch Fax-Adressen40. Auch bei der Wahl 

                                                                 
38 Vgl auch die Entscheidungen der Datenschutzkommission 210.283/1-DSK/96 v 29.2.1996 bzw 210.174/2-
DSK/90 v 6.9.1990. 
39 69/ME (22. GP). 
40 Darüber hinaus enthalten die ErläutRV keine weiteren Hinweise auf die Nachweisgeeignetheit. Es ist wohl da-
von auszugehen, dass unmögliche elektronische Adressen grundsätzlich nicht geeignet sind (zB fehlendes @-
Zeichen, fehlende Domain-Extension). Auch ungeeignet sind vermutlich unwahrscheinliche Adressen (zB 
sex@bka.gv.at). 
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einer Abgabestelle ist die Behörde nach der Judikatur frei in der Wahl aus den in § 2 Z 8 ge-

nannten Adressen41, die auch in der neuen Fassung des ZustG keine abschließende Aufzäh-

lung darstellen dürften42. 

 

Ist keine Adresse bekannt, die die aufgezählten Erfordernisse erfüllt, so kann die Behörde (je-

doch nur in den Fällen, die sich auf die Zustellung an einer Abgabestelle beziehen) an die Ad-

resse des Hauptwohnsitzes des Empfängers im Sinne des MeldeG, mangels einer solchen an 

jedem Ort, an dem der Empfänger angetroffen wird, oder durch öffentliche Bekanntmachung 

nach § 25 (Anschlag an die Amtstafel) zustellen (§ 4 Abs 3). Hat der Empfänger seine länger 

dauernde Unerreichbarkeit an einer gemeldeten Adresse bekannt gegeben, darf sie nicht als 

Zustelladresse verwendet werden (§ 29 Abs 3)43. 

 

Von Amts wegen hat die Behörde eine länger dauernde Abwesenheit eines Empfängers von 

einer Abgabestelle oder seine Unerreichbarkeit an einer elektronischen Adresse zu beachten, 

wenn der Empfänger die Abwesenheit rechtzeitig mitgeteilt hat (§ 4 Abs 3). Hat der Empfän-

ger eine solche Mitteilung unterlassen und war er dennoch im Zeitpunkt der Zustellung abwe-

send, so enthält § 4 Abs 3 letzter Satz eine Art Wiedereinsetzungsmöglichkeit. Nach dem 

Willen des Gesetzgebers soll es dabei unbeachtlich sein, ob der Empfänger seine Abwesenheit 

oder Unerreichbarkeit der Behörde selbst oder aber einem Zustelldienst mitgeteilt hat44, 

wenngleich dies eines Informationsaustausches zwischen den einzelnen Zustelldiensten und 

der Behörde bedarf.  

 

Die Bestimmungen über die mehrmalige Zustellung45 (ehemaliger und neuer § 6), Änderung 

der Abgabestelle46 (ehemaliger und neuer § 8), Zustellbevollmächtigte47 (§§ 8a und 9 entfal-

len, nunmehr § 9) sind inhaltlich gleich geblieben. 

 

C. Abschnitt II −  Zustellung an eine Abgabestelle 

Der Abschnitt II des ZustG, der aus Gründen der Klarstellung, dass er sich auf die Zustellung 

an eine räumlich (örtlich) bestimmte Adresse bezieht 48, die neue Bezeichnung „Zustellung an 

                                                                 
41 Vgl zB VwGH 9. 11. 1989, 87/06/0075. 
42 Walter/Mayer (FN 2) 32. 
43 Vgl auch § 26a letzter Satz aF. 
44 Vgl ErläutRV 252 BglNR 22. GP, 15. 
45 Hier wurde lediglich eine präzisere Formulierung gewählt. 
46 Bezieht sich nicht auf die elektronische Zustellung. 
47 Beachte die Klarstellung iSd EU-Rechts in § 9 Abs 2 letzter Satz. 
48 Vgl ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 14. 
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eine Abgabestelle“ erhalten hat, ist weitestgehend mit der bisher geltenden Fassung ident. 

Unverändert sind die Vorschriften über die postalische Zustellung von behördlichen Erledi-

gungen an einer Abgabestelle mit und ohne Zustellnachweis, die Ersatzzustellung und die 

Hinterlegung (§§ 13 bis 23, 26, 27), sowie die Bestimmungen über die unmittelbare Ausfo l-

gung und die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung (§§ 24 bis 25). Aufgehoben wur-

den lediglich § 13 Abs 5 und 6 aF, da sich entsprechende Bestimmungen nun in § 4 befinden, 

sowie die §§ 17a und 26a aF, die die elektronische Bereithaltung regelten und die Bestim-

mungen über die elektronische Zustellung ohne Zustellnachweis enthielten, da sich sämtliche 

Vorschriften über die elektronische Zustellung nun im neuen Abschnitt III befinden. 

 

D. Abschnitt III – Elektronische Zustellung  

 

1. Zustelldienste 

Wie oben schon skizziert, sieht das neue Zustellrecht in § 4 vor, dass Dokumente, also be-

hördliche Erledigungen gleich welcher Form, dort, wo dies möglich ist, primär elektronisch 

zuzustellen sind. Die Behörde bedient sich dazu so genannter elektronischer Zustelldienste, 

die private oder öffentliche Unternehmen sein können, oder nimmt die Aufgaben eines Zu-

stelldienstes selbst war. In letzterem Fall ist die Behörde verpflichtet, dem Bundeskanzler die-

ses Tätigwerden als „behördlicher Zustelldienst“ bekannt zu geben. Nichtbehördliche Zustell-

dienste können durch Bescheid des Bundeskanzlers zugelassen werden, wenn sie bestimmte 

Mindestanforderungen erfüllen (§ 29 Abs 1). Nach § 28 Abs 1 muss ein elektronischer Zu-

stelldienst fo lgende Dienstleistungen erbringen: 

1. Führung eines Verzeichnisses jener Personen, die mit dem Zustelldienst vertraglich ve r-

einbart haben, dass er an sie nach den näheren Bestimmungen des ZustG behördliche Do-

kumente zustellt, 

2. Betreiben einer technischen Einrichtung für die sichere elektronische Bereithaltung der 

zuzustellenden Dokumente,  

3. Ersichtlichmachung von länger dauernden Zeiten der Unerreichbarkeit an einer dem Zu-

stelldienst gemeldeten elektronischen Adresse oder der Abwesenheit von der bei der An-

meldung bekannt gegebenen Abgabestelle für eine allfällige nichtelektronische Zustel-

lung, 

4. Versendung der Verständigung an den Empfänger, dass für ihn auf der technischen Ein-

richtung ein Dokument zur Abholung bereitliegt, 
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5. verschlüsselte Aufbewahrung und Versendung des zuzustellenden Dokuments, wenn der 

Empfänger die hiefür notwendigen Angaben gemacht und Aufträge erteilt hat, 

6. Bereitstellung eines Verfahrens zur identifizierten und authentifizierten Abholung der 

bereitgehaltenen Dokumente, 

7. Führung von Aufzeichnungen über den Zeitpunkt der Absendung von Verständigungen 

und der Abholung, 

8. Vorlage des Zustellnachweises an die Behörde, 

9. Beratung des Empfängers, um rasche Abhilfe bei technischen Problemen bei der Abho-

lung von Schriftstücken von der technischen Einrichtung zu schaffen, 

10. Übermittlung von auf Kopien des zuzustellenden Dokuments auf Papier oder gängigen e-

lektronischen Speichermedien in geeigneter Form gegen Ersatz der Kosten. 

Die Zustelldienste dürfen für die Erbringung der Leistung ein Entgelt von der den Zustellauf-

trag erteilenden Behörde einheben (§ 30). Die Höhe dieses Entgelts soll sich nach den Erläu-

terungen durch die Konkurrenz am Markt bestimmen, sodass trotz mehrerer Zustelldienste für 

die Behörden ein einheitlicher Zustellpreis entsteht 49. Rechtlich ist dies durch § 30 Abs 1 und 

2 gewährleistet, welcher nicht nur ein Vergabeverfahren nach dem BVergG 2002 zur Zulas-

sung als Zustelldienst vorsieht, sondern darüber hinaus den Ausschreibungsinhalt in § 30 

Abs 2 vorgibt. Nach dieser Bestimmung sind die Leistungen, die ein Zustelldienst zu gewähr-

leisten hat, in drei Gruppen zu unterscheiden. Zum einen ist dies die Zustellung von Doku-

menten an sich (vgl § 28 Abs 1), daneben aber noch die Weiterleitung zuzustellender Doku-

mente an andere Zustelldienste sowie die Weiterleitung von Entgelten im Falle einer Weiter-

leitung von Dokumenten. Nicht verständlich ist, warum die Bestimmung, dass Zustelldienste 

verpflichtet sind, die von ihnen für die Erbringung dieser Dienstleistungen errechneten Ent-

gelte in geeigneter Weise elektronisch zu veröffentlichen50, entgegen der Fassung des 

Ministerialentwurfes nun nicht mehr vorgesehen ist. 

 

§ 30 stellt darüber hinaus noch klar, dass der Zustelldienst hinsichtlich der ihm im Rahmen 

seiner Tätigkeit als Zustelldienst zur Verfügung stehenden Daten Auftraggeber iSd § 4 Z 4 

DSG ist, und sieht die Möglichkeit vor, dass Zustelldienste auch von Privaten für die nach-

weisliche Zustellung von Dokumenten in Anspruch genommen werden dürfen51. Die nach 

                                                                 
49 ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 16. 
50 Hier dürfte wohl an eine Veröffentlichung auf der Homepage des Zustelldienstes gedacht worden sein, wenn-
gleich die ursprünglich vorgesehene Bestimmung eine alternative Form der Veröffentlichung nicht ausgeschlos-
sen hätte. 
51 Vgl hierzu auch ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 17. 
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den eben erläuterten Kriterien zugelassenen Zustelldienste unterliegen der Aufsicht durch den 

Bundeskanzler (§ 31). 

 

2. Die Anmeldung bei einem elektronischen Zustelldienst 

Wenn man behördliche schriftliche Erledigungen grundsätzlich elektronisch zugestellt be-

kommen möchte, muss man sich bei einem Zustelldienst anmelden. Diese Anmeldung soll 

nach § 32 grundsätzlich elektronisch erfolgen. Der Zustelldienst führt dazu Listen, in denen 

für jeden Angemeldeten (siehe dazu unten) Name und Bezeichnung, die zur eindeutigen Iden-

tifikation notwendige bereichsspezifische Personenkennzeichnung (bPK)52 und die Zustellad-

resse(n) enthalten sind. Neben zumindest einer elektronischen Zustelladresse muss auch jene 

Abgabestelle dem Zustelldienst bekannt sein, an der eine allfällige nichtelektronische Zustel-

lung nach  § 34 (siehe dazu unten) erfolgen soll. 

 

Der Zustelldienst hat es jedermann, der sich behördliche Mitteilungen elektronisch zustellen 

lassen will, zu ermöglichen, eine elektronische Adresse als Zustelladresse anzumelden. Bei 

dieser Anmeldung erfolgt eine eindeutige Identifikation des Anmeldenden durch die Verwen-

dung der Bürgerkarte53, wodurch im Bereich der Zustellung garantiert werden soll, dass aus-

schließlich Berechtigte als Empfänger von behördlichen Zustellungen auftreten können54. 

Dies geschieht über die so genannte Personenbindung: Aus der für jede Person eindeutigen 

ZMR-Zahl55 wird von der Stammzahlenregisterbehörde nach einem bestimmten mathemati-

schen Ableitungsverfahren eine Stammzahl gebildet, die in ihrer jeweiligen Form nur jeweils 

einer einzigen Person zugeordnet ist (§ 6 E-GovG). Dadurch, dass der Anmeldende dem Zu-

stelldienst seine „Bürgerkartendaten“ zugänglich macht, die über die Konstruktion der Perso-

nenbindung nur einer einzige Person zugeordnet sein können, und durch die Verbindung die-

ser Daten mit der angemeldeten elektronischen Adresse kann sichergestellt werden, dass zu-

zustellende Dokumente an die eindeutige und richtige Adresse gelangen können. Für nicht im 

                                                                 
52 Die bereichsspezifische Personenkennzeichnung (bPK) ist eine weitere Ableitung der von der Melderegister-
zahl (ZMR-Zahl) abgeleiteten Stammzahl des Bürgerkartensystems, wobei es sich allerdings um eine unidirektio-
nale Ableitung handelt. Das heißt, dass aus einer Stammzahl zwar (beliebig viele) bPK abgeleitet werden können, 
aus diesen Ableitungen aber nicht die Stammzahl und auch keine anderen bPK errechnet werden können. Den 
ErläutRV lässt sich eine datenschutzrechtliche Begründung für eine solche zweigliedrige Ableitung (Stammzahl 
und bPK) entnehmen: In bestimmten gesetzlich geregelten Situationen (zB Amtshilfe) müssen Daten über diesel-
be Person zusammengeführt werden, wobei durch ein solches Verfahren das fälschliche Zusammenführen von 
Daten über unterschiedliche Personen mit gleichen Namen(steilen) verhindert werden soll. 
53 Dem Wortlaut des § 4 E-GovG nach sind andere Möglichkeiten der elektronischen Nachweiserbringung als die 
Bürgerkarte nicht ausgeschlossen, da es sich bei der Bürgerkarte lediglich um eine „virtuelle Karte“ handelt, de-
ren Funktion auf jede geeignete Infrastruktur (auch mehrere) aufgebracht werden kann, in weiterer Folge soll un-
ter der Bürgerkarte diese Bürgerkartenfunktion nach § 4 E-GovG verstanden werden. 
54 ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 14. 
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zentralen Melderegister erfasste Personen (zB Unternehmen, Vereine) sind zur Bildung der 

Stammzahl die Firmenbuchnummer bzw die ZVR-Zahl nach § 18 Abs 3 VereinsG heranzu-

ziehen (§ 6 Abs 3 E-GovG)56. Als Stammzahlenregisterbehörde ist die Datenschutzkommissi-

on vorgesehen (§ 7 Abs 1 E-GovG), was in den Erläuterungen einerseits mit der Datenschutz-

relevanz der betreffenden Vorgänge, andererseits mit der bereits vorhandenen Infrastruktur 

des Datenverarbeitungsregisters begründet wird. 

 

Der Zustelldienst muss weiters der Behörde für die Abfassung der Zustellverfügung auf An-

frage Informationen über den Empfänger zur Verfügung stellen, im Besonderen, bei welchem 

(wie vielen) Zustelldiensten der Empfänger angemeldet ist (§ 33). Diese Bestimmung sieht 

auch vor, dass die Behörde das Dokument bei Vorliegen der entsprechenden Informationen in 

verschlüsselter Form zu übermitteln hat. Diese Präferenz für sichere und verschlüsselte Ü-

bermittlungen kommt insbesondere in Abs 3 zum Ausdruck, der bestimmt, dass die Behörde 

jenen Zustelldienst bevorzugen muss, bei dem der Empfänger die notwendigen Angaben für 

eine verschlüsselte Bereithaltung getätigt hat, wenn der Empfänger bei mehreren Zustelldiens-

ten registriert ist. 

 

3. Elektronische Zustellung und Rechtsfolgen 

Sobald die Behörde das zuzustellende Dokument an den Zustelldienst übermittelt hat, hat die-

ser ohne unnötigen Aufschub eine Verständigung an sämtliche bekannt gegebenen Zustellad-

ressen des Empfängers zu versenden, die die notwendigen Angaben zur Abholung des Doku-

ments enthält (§ 34 Abs 1 und 2), und den Empfänger so zur Abholung des Dokuments aufzu-

fordern. Wird das Dokument nicht innerhalb der auf diese Verständigung fo lgenden beiden 

Tage vom Empfänger nachweislich abgeholt, ist diese Verständigung zu wiederholen. Erfolgt 

auch nach weiteren 24 Stunden keine Abholung, so ist die Verständigung auf nichtelektroni-

schem Weg an die dem Zustelldienst bekannt gegebene Abgabestelle (vgl § 32 Abs 1 Z 4) des 

Empfängers zu übersenden (§ 34 Abs 3); dies kann auch erfolgen, wenn schon die Durchfüh-

rung der ersten elektronischen Verständigung sich als nicht möglich erweist57. 

 

                                                                                                                                                                                                           
55 Die ZMR-Zahl ist die für jede Person nur einmal vergebene und insofern eindeutige Zahl, die den im Zentralen 
Melderegister (ZMR) gespeicherten Meldedaten dieser Person zugeordnet ist (§ 16 Abs 4 MeldeG). 
56 Für nicht Meldepflichtige sieht das E-GovG in § 6 Abs 3 unter Erbringung bestimmter Nachweise die Zuerken-
nung einer Stammzahl und die Eintragung in ein sog Ergänzungsregister vor. Dadurch könnten auch Auslands-
österreicher in Zukunft unter Verwendung der Bürgerkarte an österreichischen (Online-)Wahlen teilnehmen. Er-
läutRV 252 BlgNR 22. GP, 7. 
57 Hierzu verschweigen die ErläutRV Beispiele, Beispiele wären mE von der Empfängermailbox retourgemittelte 
Fehlermeldung wie zu wenig Speicherplatz oder ähnliche Fehlermeldungen. 
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Die Rechtsfolgen der Zustellung treten im Zeitpunkt der nachweislichen Abholung des Do-

kuments ein, spätestens jedoch eine Woche nach dem Tag der ersten Versendung der (elekt-

ronischen) Verständigung an den Empfänger (§ 34 Abs 4). Im Vergleich zur postalischen Zu-

stellung fällt auf, dass die Zustellwirkungen im Falle der Nichtabholung erst eine Woche nach 

der ersten (elektronischen) Verständigung eintreten58. Die Zustellwirkungen treten nicht ein, 

wenn sich nachträglich herausstellt, dass die Verständigung an die Abgabestelle wegen länger 

dauernder Abwesenheit des Empfängers unwirksam war. In diesem Fall wird die Zustellung 

mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam59. 

 

Problematisch ist die Formulierung des § 34 Abs 4 Satz 1, wonach die Zustellwirkungen in 

jedem Fall spätestens eine Woche nach dem Tag der ersten Versendung der Verständigung 

eintreten, also unabhängig davon, ob die Vorschriften des Abs 3 eingehalten wurden: Selbst 

wenn einer der Zwischenschritte nicht oder nicht zeitgerecht erfolgt, treten die Zustellwirkun-

gen ein. Aus § 34 Abs 3 Satz 2 lässt sich zwar schließen, dass zumindest die Verständ igung 

an den Hauptwohnsitz auf nichtelektronischem Weg erfolgen muss, jedoch bleibt eine ausge-

bliebene oder nicht zeitgerechte Versendung der zweiten elektronischen Verständigung über 

die Hinterlegung auch nach dieser Bestimmung ohne Einfluss auf den Eintritt der Zustellwir-

kungen. Nach § 17 ist der Empfänger von einer Hinterlegung schriftlich zu verständigen, was 

bedeutet, dass eine Hinterlegung ohne Verständigung keine Rechtswirkungen entfa lten 

kann60. 

 

Auf den ersten Blick fehlt eine sachliche Rechtfertigung für die Ungleichbehandlung der bei-

den Zustellarten. Bei näherer Betrachtung fällt jedoch auf, dass der in beiden Fällen obligato-

rischen (schriftlichen) Verständigung an die Abgabestelle bzw an den Hauptwohnsitz im Be-

reich der elektronischen Zustellung die zweimalige Verständigung über ein hinterlegtes Do-

kument gleichsam vorgeschaltet ist. In den Erläuterungen ist keine ausdrückliche Begründung 

für diese Regel enthalten. Es ist jedoch im Sinne der Verfahrensökonomie, dass ein Empfän-

ger zunächst – auf kostensparendem Weg – elektronisch verständigt werden soll, bevor ihm 

eine, mit der Verständigung nach § 17 durchwegs vergleichbare, Benachrichtigung über die 

(elektronische) Hinterlegung auf postalischem Weg erreicht. Im Ergebnis gelangt man zu ei-

                                                                 
58 Vgl demgegenüber § 17 Abs 3 ZustG, wonach die Zustellwirkung bereits am ersten Tag der zweiwöchigen Hin-
terlegungsfrist eintritt, und der Empfänger zuvor auch schon gleichsam durch die gescheiterten Zustellversuche 
versucht wurde zu verständigen. 
59 Vgl auch die korrespondierenden Regelungen für die postalische Zustellung in §§ 16 Abs 5 und § 17 Abs 3 letz-
ter Satz bzw in § 4 Abs 4. 
60 Walter/Mayer (FN 2) Anm 18 zu § 17; dies gilt aber nicht für den Verlust einer erfolgten Verständigung, vgl zB 
VwGH 21. 5. 1997, 96/19/3508. 
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ner teilweisen, in meinen Augen sachlich gerechtfertigten, Unterscheidung der beiden Zu-

stellarten, da die Rechtsfolgen spätestens in dem Zeitpunkt der postalischen Verständigung 

über die elektronische Hinterlegung die gleichen sind 61. 

 

Nach § 34 Abs 5 ist das bereitgehaltene Dokument im Fall der Abholung oder des erfolglosen 

Ablaufs der Abholfrist durch weitere zwei Wochen hindurch auf diesem Bereitha ltungsserver 

zu speichern, bevor es gelöscht wird. Somit ist die Bereithaltungsfrist gegenüber der Hinterle-

gung nach § 17 – abhängig vom tatsächlichen Zeitpunkt einer eventuell erfolgten nachweisli-

chen Abholung durch den Empfänger – auf bis zu drei Wochen verlängert. Auch hier eröffnet 

sich eine Diskrepanz zu den Bestimmungen über den Eintritt der Zustellwirkungen: Im Falle 

einer länger dauernden Abwesenheit von der Abgabestelle treten die Zustellwirkungen mit 

dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag ein. Ist dieser Tag nach Ablauf der ma-

ximal dreiwöchigen Bereithaltungs- beziehungsweise Speicherfrist, so treten nach dem Wort-

laut die Zustellwirkungen ein, obwohl das zuzustellende Dokument dem Empfänger nicht 

mehr zur Abholung zugänglich ist, dieser daher auf diesem Weg auch keine Kenntnis des In-

halts erlangen kann. Damit wird in Kauf genommen, dass die Zustellwirkungen auch eintreten 

können, ohne dass der Adressat den Inhalt eines zuzustellenden Dokuments kennt 62. Holt der 

Empfänger das zuzustellende Dokument nicht innerhalb offener Frist ab, so hat der Zustell-

dienst die Behörde unverzüglich nach Ablauf der Frist zu verständ igen (§ 34 Abs 5 Satz 1). 

 

Dem Empfänger steht es offen, den Zustelldienst von seiner – nach dem Wortlaut des § 29 

Abs 3 wohl vorübergehenden – Unerreichbarkeit an einer elektronischen Adresse zu verstän-

digen, wodurch eine in diesem Zeitraum erfolgte Zustellung analog zu § 31 Abs 4 erst mit 

dem auf den Tag des Wiedereintritts der Erreichbarkeit folgenden Tag wirksam werden dür f-

te. Geht man davon aus, dass einer Adresse, von der zumindest dem Zustelldienst bekannt ist, 

dass der Empfänger vorübergehend nicht erreichbar ist, die Eignung für die Zustellung iSd § 4 

Abs 2 fehlt, so darf an diese Adresse keine Zustellung erfolgen. 

 

Die Identifikation des Abholenden als Empfänger erfolgt mittels Bürgerkarte, die der Emp-

fänger schon bei der Anmeldung beim elektronischen Zustelldienst und der Bekanntgabe sei-

ner Zustelladresse(n) eingesetzt haben muss (§ 35 Abs 1). Somit kann ein unbefugter Zugriff 

im Rahmen der Abholung verhindert werden. 

                                                                 
61 Vgl zur Verhältnismäßigkeit unterschiedlicher Rechtsfolgen VfSlg 11.641/1988. 
62 Vgl auch die in so einem Fall im Ergebnis ähnliche Regelung des § 17. 
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Der Zustelldienst muss überdies auf Verlangen des Empfängers das abzuholende Dokument 

auch in anderer Form als durch elektronische Abholung (zB Ausdruck auf Papier, elektro-

nisch auf einem Datenträger, vgl § 28 Abs 1 Z 10) zur Verfügung stellen. Hierfür scheint ein 

persönliches Erscheinen des Empfängers beim Zustelldienst zum Zweck der Identifikation 

unumgänglich, will man auch bei einer solchen Ausfolgung des Dokuments unbefugte Zugrif-

fe verhindern. 

 

4. Zustellnachweis 

Durch die Identifikation und Authentifizierung mittels Bürgerkarte im Zuge des Abholvo r-

ganges ist ein eindeutiger Nachweis des Zuganges des zuzustellenden Dokuments in die 

Sphäre des Empfängers möglich. Die tatsächliche Datenübertragung vom Zustelldienst zum 

Datenendgerät des Empfängers geschieht nach diesem Zeitpunkt, sodass eventuelle Datenve r-

luste oder Systemausfälle ab diesem Zeitpunkt auf Gefahr des Empfängers geschehen. Der 

Zustelldienst hat den Zugriff auf das zuzustellende Dokument erst nach Einlangen des eindeu-

tigen Nachweises des Zugriffs des berechtigten Empfängers durch dessen elektronische Sig-

natur zu ermöglichen (§ 35 Abs 1). Der Zustelldienst hat die eingegangenen Zustellnachweise 

(Zugriff des Empfängers auf das bereitgehaltene Dokument) zu protokollieren und die Infor-

mationen über die erfolgreiche Zustellung (Abholung vom „Bereithaltungsserver“) an die 

Auftrag gebende Behörde weiterzuleiten (§ 35 Abs 3). 

 

Wie bei der Abholung eines nach § 17 hinterlegten Dokuments wird bei der elektronischen 

Abholung nur der Zugriff auf das Dokument zur Abholung (entspricht der Entgegennahme 

des verschlossenen Kuverts) protokolliert, nicht jedoch ob und wann der Empfänger sich 

Kenntnis über den Inhalt verschafft bzw verschaffen kann. Im Unterschied zur Abholung ei-

nes nach § 17 hinterlegten Dokuments birgt der elektronische Abholvorgang jedoch ungleich 

mehr Risiko für den Empfänger, sein Schriftstück nicht oder nicht vollständig auf sein Daten-

endgerät laden zu können, eine Tatsache, die in den Erläuterungen leider keine Erwähnung 

findet. Diese Ungleichbehandlung ließe sich sachlich dadurch rechtfertigen, dass der Empfän-

ger durch die Bekanntgabe der elektronischen Zustelladresse dem elektronischen Zustellvo r-

gang inklusive der Risikoüberwälzung bei der Abholung des elektronischen Dokuments zuge-

stimmt hat. Diese Auslegung lässt sich auch dadurch stützen, dass § 13a AVG eine Beleh-

rungspflicht der Behörde unvertretenen Personen gegenüber vorsieht, die meines Erachtens 
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auch die „Verfahrenshandlungen“, die eine Partei bei einem Zustelldienst setzt, umfasst63; die 

Belehrung hat nur in der Regel mündlich zu erfolgen, kann also beispielsweise auch durch 

Veröffentlichung auf der Homepage des Zustelldienstes erfolgen. Eine solcherart über die e-

lektronische Zustellung informierte Partei würde durch die Bekanntgabe einer Zustelladresse 

an einen Zustelldienst der Risikoüberwälzung beim Abholvorgang stillschweigend zustim-

men64. Rechtspolitisch sinnvoller – und vor allem leichter mit der Zustellung durch Hinterle-

gung nach § 17 vergleichbar – wäre es, die Bestätigung des vollständigen Erhalts eines abge-

holten Dokuments zu protokollieren65, wenngleich eine solche Regelung wohl geänderten An-

forderungen im technischen Bereich entsprechen müsste. 

 

Darüber hinaus ermöglicht das neue Zustellrecht die Verwendung einer bei der Abholung au-

tomatisiert ausgelösten Signatur, sofern dies aufgrund einer besonderen Vereinbarung mit 

dem Zustelldienst und unter Verwendung einer sicheren Technik möglich ist, um vor allem 

Unternehmen und sonstigen Empfängern, die üblicherweise unter einem eine größere Menge 

von Zustellstücken in Empfang nehmen, die elektronische Zustellung ohne nennenswerten 

und unpraktischen Mehraufwand, dennoch aber sicher im Sinne des SigG zu ermöglichen66. 

 

5. Elektronische Zustellung ohne Zustellnachweis 

Obgleich das ZustG die elektronische Zustellung primär als Abbildung der RSa-Zustellung 

darstellt 67, sieht § 36 eine elektronische Zustellung ohne Zustellnachweis vor. Hierbei gelten 

die Vorschriften der „elektronischen RSa-Zustellung“ mit Ausnahme der postalischen Ver-

ständigung an die bekannt gegebene Abgabestelle nach zwei Benachrichtigungen auf elektro-

nischem Weg und der Beweislastumkehr, dass die Behörde die Tatsache und den Zeitpunkt 

der Zustellung von Amts wegen feststellen kann, wenn Zweifel daran bestehen, dass die Ver-

ständigung von der Bereithaltung des Dokuments in den Verfügungsbereich des Empfängers 

gelangt ist. Auffällig – aber im Sinne des Rechtsschutzes nur begrüßenswert – ist, dass durch 

die grundsätzliche Anwendung des § 34 eine zweimalige Verständigung des Empfängers er-

                                                                 
63 Dem würde zur Zeit die stRsp des VwGH entgegenstehen, nach der sich die Belehrungspflicht nur auf Verfah-
renshandlungen in anhängigen Verfahren und die damit unmittelbar verbundenen Folgen bezieht (vgl VwGH 21. 
1. 1992, 91/11/0144), die aber mE im Zusammenhang mit dem neuen Zustellrecht, welches vom konkreten Ver-
fahren grundsätzlich losgelöst ist, unter Rechtsschutzaspekten betrachtet nicht mehr verfassungskonform er-
scheint. 
64 Vgl auch § 18 Abs 3, wonach eine Partei der Erledigung des Verfahrens mittels automationsunterstützter Da-
tenübertragung widersprechen muss, sofern sie auch auf diesem Kommunikationsweg mit der Behörde verkehrt. 
65 Vgl den Wortlaut des § 26a aF, der davon spricht, dass im Wege automationsunterstützter Datenübertragung 
oder in einer anderen technisch möglichen Weise übermittelte Sendungen als zugestellt gelten, sobald ihre Daten 
in den elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers gelangt sind. 
66 ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 18. 
67 ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 19. 
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folgt, während dies bei der postalischen Zustellung ohne Zustellnachweis nach § 26 nicht 

vorgesehen ist. 

 

VI. Offene Probleme und Lösungsvorschläge 

A. Unerreichbarkeit an einer elektronischen Zustelladresse 

Der Empfänger kann seine Unerreichbarkeit an einer elektronischen Adresse bzw Abwesen-

heit von einer Abgabestelle dem Zustelldienst melden, der diesen Umstand in die für die Be-

hörde ersichtliche Liste der elektronischen Zustelladressen einzutragen hat (§ 28 Abs 1 Z 3). 

Dies alles ist nach der nunmehrigen Systematik des Zustellrechts von einem konkreten Ver-

fahren losgelöst; die Unerreichbarkeit kann man daher auch „auf den Verdacht eines mögli-

chen Verfahrens hin“ dem Zustelldienst bekannt geben. Wann ist man aber an einer elektroni-

schen Zustelladresse unerreichbar? 

 

Man könnte vielleicht meinen, man sei elektronisch ortsungebunden erreichbar68. In Bezug 

auf die elektronische Zustellung muss das gerade nicht zutreffen. Die Ortsungebundenheit im 

Bereich der elektronischen Datenübertragung ergibt sich aus der Verwendung unterschiedli-

cher Datenendgeräte. So kann man seine E-Mails von einem vernetzten Computer aus lesen, 

man kann sie sich aber auch am Handy-Display anzeigen lassen oder von einer Computer-

stimme am Telephon vorlesen lassen. Nicht jedes dieser Datenendgeräte ist jedoch auch für 

die elektronische Abholung eines zuzustellenden Dokuments nach § 35 geeignet (siehe auch 

unten VI.C.). Die Unerreichbarkeit von einer elektronischen Zustelladresse ist also eine rela-

tive, diesbezügliche Abgrenzungen sind daher von der Judikatur vorzunehmen. Die Regelung 

an sich ist in Hinblick auf die eben dargestellten praktischen Beispiele als durchwegs sinnvoll 

zu begrüßen. 

 

Vor allem aber fällt beim Vergleich des § 4 Abs 3 mit den entsprechenden unveränderten Be-

stimmungen der §§ 16 Abs 5, 17 Abs 3 und 26 wie auch des neuen § 34 Abs 4 (Bestimmun-

gen über den Nicht-Eintritt der Zustellwirkungen bei Abwesenheit von der Abgabestelle) auf, 

dass nach § 4 Abs 3 eine Glaubhaftmachung der länger dauernden Abwesenheit von der Ab-

gabestelle erforderlich ist, während dies bei Unerreichbarkeit an einer elektronischen Adresse 

nicht gefordert ist. Ganz im Gegenteil richten sich die übrigen Bestimmungen an die jeweilige 

Behörde, die – im Bereich des Verwaltungsverfahrens – amtswegig eine Überprüfung der im 

                                                                 
68 Christoph Brenn, Zivilrechtliche Rahmenbedingungen für den rechtsgeschäftlichen Verkehr im internet, ÖJZ 
1997, 652; zustimmend: Martin Schauer, e-commerce in der Europäischen Union (1999) 93. 
68 BGBl 1982/600 idF BGBl II 1999/493. 
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ZustG umschriebenen Tatbestände durchführen muss (§ 39 Abs 2 AVG)69. Es stellt sich daher 

die Frage, ob § 4 Abs 3 dem allgemeinen Sachlichkeitsgebot des Art 7 B-VG entspricht, ob es 

sich hierbei nicht um eine Unsachlichkeit im Bereich der Verwaltungsverfahrensgesetze han-

delt, wenn einmal Amtswegigkeit in Hinblick auf die Überprüfung der Abwesenheit (bzw 

Unerreichbarkeit) gefordert ist und bei einem vergleichbaren Vorgang die Glaubhaftmachung 

als eine zulässige Ausnahme (vgl § 39 Abs 2 AVG) eingeführt wird.  

 

Auf den ersten Blick werden hier die Bereiche der postalischen und der elektronischen Zustel-

lung unterschiedlich geregelt. Da aber § 34 Abs 3 die postalische Übersendung der Verständ i-

gung als Verständigung an einer Abgabestelle bezeichnet, ist der Empfänger sowohl im Be-

reich der elektronischen Zustellung als auch der postalischen (herkömmlichen) Übersendung 

eines Dokuments im Endeffekt gleichgestellt, obwohl die Hinterlegungsanzeige durch die 

Post nach dem alten Zustellrecht in der Lehre als rechtserhebliche Tatsache und nicht als zu-

zustellender normativer Akt70 angesehen wurde, wodurch die Dokumentene igenschaft nach § 

2 nicht gegeben zu sein scheint71. Im Bereich der elektronischen Zustellung ist spätestens 

nach zwei erfolglosen elektronischen Verständigungen eine – zur Hinterlegungsanzeige nach 

§ 17 äquivalente und demnach auch nach Abschnitt II zuzustellende – Hinterlegungsanzeige 

postalisch zu übermitteln, wodurch der Empfänger zumindest gleich, unter Rechtsschutzas-

pekten durch die zuvor erfolgte doppelte elektronische Benachricht igung, besser gestellt wird. 

Eine sachlich nicht rechtfertigbare Ungleichbehandlung liegt hie rbei also nicht vor. 

 

B. Änderung der Zustelladresse 

Nach § 8 hat eine Partei, die – anders als die vom konkreten Verfahren unabhängigen Be-

stimmungen über die Unerreichbarkeit an einer elektronischen Zustelladresse (siehe oben 

VI.A.) – während eines Verfahrens, von dem sie Kenntnis hat72, ihre bisherige Abgabestelle 

ändert, dies der Behörde unverzüglich mitzuteilen. Nach dem Wortlaut dieser – durch das E-

GovG nicht geänderten – Bestimmung bezieht sich diese Regelung ausschließlich auf die pos-

talische Zustellung nach Abschnitt II. Für den Bereich der elektronischen Zustellung nach 

Abschnitt III ist keine entsprechende Verpflichtung zur Bekanntgabe der Änderung einer Zu-

stelladresse vorgesehen73. Diese differenzierte Behandlung der beiden Zustellarten ist mE 

                                                                 
69 Walter/Thienel, Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze I² (1998) Anm 28 zu § 16 ZustG. 
70 Walter/Mayer (FN 2) Anm 18 zu § 17. 
71 Vgl auch VwGH 25. 5. 1970, 838/70, wonach die Hinterlegungsanzeige nach § 17 kein Bescheid ist. 
72 VwGH 20. 11. 2001, 2000/09/0018. 
73 Die ErläutRV sprechen lediglich davon, dass die „Veränderungen von Adressen zentral bei einem Zustelldienst 
gemeldet werden können, und nicht mehr den unterschiedlichsten Behörden bekannt gegeben werden müssen“. 
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sachlich nicht zu rechtfertigen, in der Praxis hat sie jedoch keinerlei Auswirkungen, womit sie 

nach der ständigen Rechtsprechung des VfGH nicht verfassungswidrig ist74. 

 

Wenn nämlich der Empfänger elektronisch an einer – der Behörde und dem Zustelldienst 

nicht bekannten – Zustelladresse erreichbar ist, der Zustelldienst jedoch an die „alte“ elektro-

nische Adresse eine Verständigung nach § 34 übermittelt, wird der Empfänger keine Kenntnis 

darüber erhalten, dass das zuzustellende Dokument für ihn zu Abholung bereitgehalten wird. 

Holt er es in der Folge nicht innerhalb der in § 34 vorgesehenen Fris t ab, so ist ihm eine Ver-

ständigung an die Abgabestelle zu übermitteln. Eine allfällige Änderung dieser müsste nach 

§ 8 bekannt gegeben werden. Der Empfänger wird also auch in einer solchen Konstellation 

über das bereitgehaltene Dokument informiert. Die Abholung des Dokuments kann dadurch, 

dass die Identifikation und Authentifizierung anhand der Bürgerkarte und nicht anhand der e-

lektronischen Adresse erfolgt, unabhängig von der „veralteten“ oder ungenützten elektroni-

schen Zustelladresse erfolgen. In der Praxis hat diese Differenzierung daher keinerlei Auswir-

kungen. 

 

Eine – wenn auch nur sinngemäße75 – Ausweitung der Anwendbarkeit des § 8 auch auf die 

elektronische Zustellung von Dokumenten ist aufgrund der nun systembedingten Loslösung, 

Zustelldienste unabhängig von den Verwaltungsbehörden und vor allem unabhängig von ei-

nem konkreten Verfahren mit der Führung der Listen nach § 28 Abs 1 Z 3 zu betrauen, me i-

nes Erachtens ausgeschlossen und – wie eben gezeigt – wohl auch nicht sinnvoll. 

 

C. Was ist ein geeignetes Datenendgerät? 

Die Sicherheit, dass nur der berechtigte Empfänger das elektronisch zuzustellende Dokument 

vom Server des Zustelldienstes abholen kann und dabei gleichzeitig ein eindeutiger Nachweis 

des Abholens möglich ist, wird durch die Verwendung der Bürgerkarte gewährleistet76. Zu 

bedenken ist aber, dass nicht jedes Datenendgerät für diese Bürgerkartenfunktion geeignet 

sein muss. Ist die Bürgerkartenfunktion beispielsweise auf einer Karte als Trägermedium auf-

gebracht (zB Bankomatkarte, SV-Chipkarte, eigene „Bürgerkarte“), so muss das Datenendge-

rät, von welchem aus der Abholvorgang eingeleitet wird, über ein geeignetes Kartenlesegerät 

verfügen. Wird der Abholvorgang hingegen über eine kabellose Internetverbindung über ein 

                                                                 
74 Zum Beispiel VfSlg 11.641. 
75 Vgl dazu den Wortlaut des § 1 Abs 2 aF, der die sinngemäße Anwendung ua des § 8 vorsah. 
76 ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 18. 
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Mobiltelephon77 oder einen WLAN-fähigen Computer eingeleitet, so muss das Mobiltelephon 

als physisches Trägermedium der Bürgerkartenfunktion geeignet sein bzw der WLAN-fähige 

Computer über eine geeignetes Lesegerät oder die Bürgerkartenfunktion selbst verfügen. 

 

Auch bleibt zu bedenken, dass öffentliche Datenendgeräte wie zum Beispiel die geplanten 

Online-Kioske der Post AG oder mögliche Terminals zum elektronischen Verkehr mit den 

Behörden78 über die notwendige Hardware verfügen müssen. 

 

In der Praxis bedeutet dies, dass der Empfänger, möchte er behördliche Dokumente elektro-

nisch zugestellt bekommen, auch ein Kartenlesegerät im weitesten Sinn benötigt, welches 

wiederum mit zusätzlichen Kosten verbunden ist. Auch wenn die Bürgerkartenfunktion mit-

tels eines Mobiltelephons 79 erfüllt werden kann, so wird zumindest eine Verbindung zwischen 

dem Telephon als Bürgerkarte und einem Gerät, welches das abzuholende Dokument darstel-

len kann (in der Regel ein Computer), erforderlich sein, wofür ebenfalls eine geeignete Hard-

ware verfügbar sein muss. Dieser Umstand wird meines Erachtens zwar die Akzeptanz des 

neuen Zustellrechts bei Unternehmen nicht beeinflussen, jedoch für den einfachen Bürger 

möglicherweise ein Grund sein, Dokumente weiterhin postalisch zugestellt bekommen zu 

wollen. Um dennoch einen (Teil-)Anreiz für die elektronische Verfahrensführung zu scha ffen, 

enthält Art 4 E-GovG eine Gebührenbefreiung für sämtliche Eingaben, die elektronisch unter 

Verwendung der Bürgerkartenfunktion eingebracht wurden. 

 

D. Der „elektronische Rückschein“ 

Der Zustelldienst hat die eingegangenen Zustellnachweise zu protokollieren und die Informa-

tionen über die erfolgreiche Zustellung an die auftraggebenden Behörde weiterzuleiten, wenn 

diese die Zustellung mit Zustellnachweis verfügt hat (§ 35 Abs 3). Diese Bestimmung bezieht 

sich ausschließlich auf die elektronische Zustellung, Rückscheine nach der ZustellformularV 

sind weiterhin nach § 22 zu behandeln. 

 

Protokolliert wird bei der Abholung der Zeitpunkt und die Identität des Abholenden mittels 

der Authentifizierung durch die Bürgerkarte sowie die Tatsache, dass der Zustellvorgang 

nachweisbar eingeleitet wurde. Nicht protokolliert wird ein vollständiger und fehlerfreier Zu-

                                                                 
77 Vgl hierzu auch den Artikel „Das Handy wird zur Bürgerkarte“ in: Die Presse  vom 16. 4. 2004, 20. 
78 Vgl ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 18, die davon sprechen, dass geeignete Datenendgeräte zur elektronischen 
Abholung von Dokumenten in aller Regel leichter zu erreichen sein werden als ein Postamt, auf dem ein Doku-
ment hinterlegt werden kann. 
79 ErläutRV 252 BlgNR 22. GP, 7. 
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gang des bereitgehaltenen Dokuments auf dem Datenendgerät des Empfängers (zu dieser 

Problematik siehe oben V.C.). Unklar ist nach dem Wortlaut, auf welche Art die elektronische 

Übermittlung der Informationen über den Zustellnachweis an die Behörde zu erfolgen hat. 

Dazu können folgende Überlegungen angestellt werden: 

 

Wenn der Empfänger dem Zustelldienst gegenüber die für eine sichere (verschlüsselte) Da-

tenübertragung notwendigen Angaben gemacht hat, so ist die Behörde verpflichtet, das zuzu-

stellende Dokument bereits verschlüsselt an den Zustelldienst zu übergeben. Verschlüsselte 

Dokumente sind vom Zustelldienst verschlüsselt zuzustellen. Überhaupt geht aus dem vorlie-

genden Regelungswerk und auch aus den Erläuterungen hervor, dass es dem Gesetzgeber im 

Hinblick auf ein möglichst qualitätsvolles E-Government ein Anliegen ist, die sichere (und 

damit wohl verschlüsselte) Datenübertragung zu fördern 

Aus einer Gesamtbetrachtung des neuen Zustellrechts und des E-GovG allgemein ergibt sich 

somit aus § 35 Abs 3 auch ohne explizite Erwähnung die Verpflichtung des Zustelldienstes, 

die protokollierten Informationen in einer sicheren Form zu speichern und sie auch verschlüs-

selt an die Behörde zu übermitteln. 

 

VII. Ausblick 

Mit dem E-GovG hat der Gesetzgeber einen wichtigen Schritt zu einer umfassenden80 Rege-

lungsbasis für E-Government-Anwendungen getätigt. Dass manche Vorschriften auf den ers-

ten Blick unnötig detailliert erscheinen, liegt wohl in den Anforderungen des Datenschutz-

rechtes. Meines Erachtens kann man aber in einem so stark technisierten Bereich wie bei-

spielsweise der elektronische Zustellung oder der Identifikation im Verfahren durch Able i-

tungen der ZMR-Zahl eine gewisse Einheitlichkeit nur auf solchem Weg gewährleisten. 

 

Einen Vorwurf kann man dem Gesetzgeber aber nicht ersparen: Bei der Einführung solch ein-

schneidender Änderungen wäre eine „Simulation“ oder ein Probebetrieb – wie es ihn bei-

spielsweise vor der Umstellung auf das elektronische Grundbuch gegeben hat – eine durchaus 

sinnvolle Variante gewesen, nicht zuletzt auch deshalb, um in Hinblick auf den so genannten 

digital divide zu erheben, wie viele Personen ein solches Angebot nutzen können und wie vie-

le davon es auch nutzen würden. 

                                                                 
80 Zu beachten sind in diesem Zusammenhang nicht nur die Regelungen betreffend die Bürgerkarte, sondern 
auch die Tatsache, dass der Gesetzgeber erstmals Maßnahmen in Hinblick auf ein funktionierendes E-Voting mit-
tels Bürgerkarte vorsieht und das auch in den ErläutRV direkt anspricht. Vgl ErläutRV 5. 
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Sofern der Gesetzgeber an den oben angesprochenen und behandelten Punkten die eine oder 

andere Nachbesserung vornehmen wird – insbesondere müssen auch andere Verfahren als das 

Verwaltungsverfahren berücksichtigt werden –, lassen sich aber durchaus mehr Vorteile als 

Nachteile im neuen Zustellrecht finden. Auch bleibt zu überlegen, ob die Konstruktion der 

Zustelldienste nicht auch für Private nutzbar gemacht werden kann. Es gibt nach meiner Ein-

schätzung genügend Unternehmen, die eine sichere elektronische Zustellung mit Zustell-

nachweis nutzen würden (zB Zustellung von Rechnungen), wodurch der einzelne Bürger stär-

ker mit dem System konfrontiert wäre, was vermutlich auch die Akzeptanz steigern würde. 

 


